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D arlegungslast bei Fortsetzungserkrankungen

 

Leitsatz

Hat die Krankenkasse dem  Arbeitgeber gem . § 69 Abs.  4 SGB X m itgeteilt, dass im  Zeitraum  des
§ 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 EFZG keine anrechenbare Vor erkrankungen vorgelegen haben, ist ein
nicht durch Tatsachen begründetes anlassloses Bestr eiten einer Neuerkrankung durch den Ar-
beitgeber noch nicht geeignet, den Arbeitnehm er in der sekundären Darlegungslast zu einer Of-
fenbarung seiner Krankheitsdiagnosen zu veranlassen . Der Arbeitnehm er ist erst dann gehalten,
zu seinen Diagnosen vorzutragen, wenn durch Tatsach en begründete Zweifel an der Richtigkeit
der M itteilung der Krankenkasse vorliegen.
(teilweise Abweichung zu BAG 13. Juli 2005 - 5 AZR 389/04 - BAGE 115, 206)

w eitere Fundstellen

ArbR 2016, 356 (Leitsatz, Kurzw iedergabe)
W elt der Krankenversicherung 2016, 195 (Kurzw iederg abe)
EzA-SD 2016, Nr 17, 9 (Leitsatz)

Verfahrensgang

vorgehend ArbG Reutlingen, 12. Novem ber 2015, Az: 1  Ca 298/15, Urteil

D iese Entscheidung w ird zitiert

 Literaturnachw eise
Jörg Herm ann, ArbR 2016, 356 (Anm erkung)

Tenor

I. Auf die Berufung der Beklagten w ird das Urteil d es Arbeitsgerichts Reutlingen vom  12.11.2015
(1 Ca 298/15) teilw eise abgeändert.

1. Die Beklagte w ird verurteilt, an die Klägerin fü r den M onat M ärz 2015 noch 1.752,91 € brutto
zu zahlen abzüglich erhaltenem  Krankengeld in Höhe von 806,76 € nebst Zinsen hieraus in Hö-
he von 5 Prozentpunkten über dem  jeweiligen Basiszi nssatz seit 01.04.2015.

2. Die Beklagte w ird verurteilt, an die Klägerin fü r den M onat April 2015 noch 2.531,96 € brut-
to zu zahlen abzüglich erhaltenem  Krankengeld in Hö he von 1.142,91 € nebst Zinsen hieraus in
Höhe von 5 Prozentpunkten über dem  jeweiligen Basis zinssatz seit 01.05.2015.

3. Im  Übrigen w ird die Klage abgew iesen.
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II. Im  Übrigen w ird die Berufung zurückgew iesen.

III. Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu 62,5 % , die Klägerin zu 37,5 zu tragen.

IV. Die Revision w ird für die Beklagte zugelassen.

Tatbestand

1 Die Parteien streiten über die Verpflichtung der B eklagten zur Zahlung von Entgeltfortzahlung
für den Krankheitsfall.

2 Die Klägerin ist bei der Beklagten seit 03.02.1992  beschäftigt als Gruppenleiterin. Sie bezog zu-
letzt ein m onatliches Bruttoarbeitsentgelt in Höhe von 4.311,46 €.

3 Die Klägerin war arbeitsunfähig krank im  Zeitraum  vom  19.03. bis 17.04.2015. Diese Arbeitsun-
fähigkeit w urde durch Arbeitsunfähigkeitsbescheinig ung (Erstbescheinigung) der Ärztin F. vom
19.03.2015 und durch Folgebescheinigung des Arztes Herrn S. vom  27.03.2015 nachgew iesen.

4 Vor diesem  Arbeitsunfähigkeitszeitraum  war die Klä gerin in den vorangegangenen sechs M ona-
ten in folgenden Zeiträum en arbeitsunfähig krank:

5

Beginn Ende   Erst- oder Folgebe-
scheinigung
laut AUB

Tage   Ausstellender
Arzt

22.09.14 (M o.) 24.09.14 (M i.) Erstbescheinigung 3 F.    

25.09.14 (M o.) 25.09.14 (M i.) Folgebescheinigung 1 F.    

05.10.14 (So.) 08.10.14 (M i.) Erstbescheinigung 4 G.    

06.10.14 (M o.) 10.10.14 (Fr.) Erstbescheinigung 5 F.    

21.10.14 (Di.) 24.10.14 (Fr.) Erstbescheinigung 4 F.    

19.11.14 (M i.) 21.11.14 (Fr.) Erstbescheinigung 3 F.    

24.11.14 (M o.) 28.11.14 (Fr.) Erstbescheinigung 5 S.    

29.12.14 (M o.) 03.01.15 (Fr.) Erstbescheinigung 5 H.    

09.01.15 (Fr.) 16.01.15 (Fr.) Folgebescheinigung 8 F.    



- Seite 3 von 11 -

28.01.15 (M i.) 28.01.15 (M i.) ohne AUB 1 -       

30.01.15 (Fr.) 30.01.15 (Fr.) ohne AUB 1 -       

05.02.15 (Do.) 10.02.15 (Di.) Erstbescheinigung 4 F.    

11.02.15 (M i.) 13.02.15 (Fr.) Folgebescheinigung 3 F.    

14.02.15 (Sa.) 20.02.15 (Fr.) Folgebescheinigung 7 F.    

21.02.15 (Sa.) 25.02.15 (M i.) Folgebescheinigung 5 F.    

26.02.15 (Do.) 03.03.15 (Di.) Folgebescheinigung 6 F.    

6 Frau F. ist die Hausärztin der Klägerin. Herr Dr. S. ist der reguläre Urlaubsvertreter von Frau
F.. Herrn Dr. G. hat die Klägerin wegen einer Binde hautentzündung in der Notfallpraxis M . auf-
gesucht. Herr Dr. H. w ar die Feiertags-/Urlaubsvert retung der Frau F. über den Jahreswechsel
2014/15.

7 Die Beklagte leistete für die vorangegangenen Arbe itsunfähigkeitszeiten noch Entgeltfortzah-
lung für den Krankheitsfall. Für den Zeitraum  19.03 . bis 17.04.2015 leistete sie dagegen kei-
ne Entgeltfortzahlung m ehr. Sie bezahlte für M ärz 2 015 lediglich 2.558,55 € brutto und für den
April 2015 1.779,50 € brutto. Die Krankenkasse (A.)  zahlte an die Klägerin Krankengeld für M ärz
2015 in Höhe von 806,76 € und für April 2015 in Höh e von 1.142,91 €.

8 Die Krankenkasse teilte der Beklagten m it Schreibe n vom  26.03.2015 (Bl. 11 d. Akte-ArbG) m it,
dass nach ihren Unterlagen keine Vorerkrankungen au f die seit 19.03.2015 bestehende Arbeits-
unfähigkeit anrechenbar seien.

9 Die Krankenkasse fragte am  09.04.2015 bei der Haus ärztin Frau F. an, ob die Krankheitszeiten

10 - 21.10.2014 bis 24.10.2014
- 19.11.2014 bis 21.11.2014
- 24.11.2014 bis 28.11.2014
- 29.12.2014 bis 03.01.2015
- 09.01.2015 bis 16.01.2015
- 05.02.2015 bis 03.03.2015

11 dieselben Ursachen hatten w ie die Erkrankung ab 1 9.03.2015. Dies wurde von Frau F. m it Ant-
w ort vom  09.04.2015 (Bl. 59 d. Akte-ArbG) durch jew eiliges Ankreuzen des „Nein“-Feldes ver-
neint.

12 Die Klägerin legte ein ärztliches Attest der Prax is F. vom  10.11.2015 (Bl. 64 d. Akte-ArbG) vor, in
w elchem  der Klägerin bescheinigt wurde, dass die Kl ägerin „im  Zeitraum  19.03. bis 17.04.2015
nicht m it einer Krankheit arbeitsunfähig (war), m it  der sie bereits im  Zeitraum  22.09.2014 bis
19.03.2015 arbeitsunfähig erkrankt war.“ Unterschri eben w urde dieses Attest von Frau Dr. P. .
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13 Die Klägerin behauptete, die Krankheit vom  19.03.  bis 17.04.2015 habe nicht auf dem selben
Grundleiden beruht w ie die Vorerkrankungen. Sie m ei nt deshalb, dass die Beklagte zur Leis-
tung von Entgeltfortzahlung für diesen Zeitraum  ver pflichtet sei. Sie entband die sie behandeln-
den Ärzte Frau F. und Herrn Dr. S. von der ärztlich en Schweigepflicht (Bl. 58 d. Akte-ArbG), be-
schränkte diese Entbindung aber auf die Frage, „das s es sich bei der Arbeitsunfähigkeit vom
19.03. bis 17.04.2015 um  eine Ersterkrankung handel te“, w as sie schriftsätzlich dahingehend
konkretisierte, dass die Entbindung sich nicht auf die M itteilung von Diagnosen erstrecke.

14 D ie Klägerin beantragte:

15 1. D ie Beklagte w ird verurteilt, an die K lägerin 4.311,46 € brutto abzüglich
von der Beklagten gezahlter 1.685,61 € netto und ab züglich gezahlter 806,76
€ netto Krankengeld nebst Zinsen iH v. 5 Prozentpunk ten über dem  Basiszins-
satz aus 1.752,91 € seit 31.03.2015 zu zahlen.

16 2. D ie Beklagte w ird verurteilt, an die K lägerin 4.311,46 € brutto abzüglich
von der Beklagten gezahlter 1.250,05 € netto und ab züglich gezahltes Kran-
kengeld iH v. 1.142,91 € netto nebst Zinsen iH v. 5 P rozentpunkten über dem
Basiszinssatz aus 2.531,96 € seit 31.04.2015 zu zah len.

17 D ie Beklagte beantragte,

18 die Klage abzuw eisen.

19 Sie trug vor, die Krankheitsum stände seien ihr zw ar nicht bekannt. Sie gehe jedoch davon aus,
dass es sich um  eine Fortsetzungserkrankung gehande lt haben m üsse, da die Klägerin erheb-
liche Fehlzeiten gehabt habe, die auffällig nahe be ieinander gelegen haben. Sie m einte, ange-
sichts der berechtigten Zweifel der Beklagten, die die Klägerin nicht zu entkräften verm ocht ha-
be, sei die Klägerin im  Rahm en der sekundären Darle gungslast verpflichtet, zu ihren Diagnosen
vorzutragen. Sie m utm aßte, die Ärzte hätten die Klä gerin entweder nicht untersucht oder aber
den Begriff der Fortsetzungserkrankung verkannt.

20 Das Arbeitsgericht hat der Klage m it Urteil vom  1 2.11.2015 vollum fänglich stattgegeben. Das
Arbeitsgericht führte zur Begründung aus, dass säm t liche Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen
(m it zwei kleinen Ausnahm en) von der Hausärztin Fra u F. oder dessen Vertreter Herrn Dr. S.
ausgestellt wurden. Frau F. hätte sowohl durch Atte st gegenüber der Beklagten als auch durch
M itteilung gegenüber der Krankenkasse bestätigt, da ss es sich nicht um  eine Fortsetzungser-
krankung gehandelt habe. Angesichts dieses Sachverh alts sei der Vortrag der Beklagten, dass
die Ärzte die Klägerin nicht untersucht hätten oder  den Begriff des Grundleidens verkannt hät-
ten, ein unzulässiges Streiten ins Blaue, für welch es es keine tatsächlichen Anhaltspunkte ge-
be. Auch fehle es an einem  Bew eisantritt der Beklag ten, obw ohl die Klägerin die Ärzte von der
Schweigepflicht entbunden hätte.

21 Dieses Urteil wurde der Beklagtenseite am  23.11.2 015 zugestellt. Gegen dieses Urteil richtet
sich die vorliegende Berufung der Beklagten, die am  22.12.2015 eingelegt und begründet wur-
de.

22 Die Beklagte m eint vor allem , das Arbeitsgericht habe die (sekundäre) Darlegungslast der Klä-
gerin verkannt. W enn der Arbeitgeber das Vorliegen einer neuen (anderen) Krankheit bestreite,
habe der Arbeitnehm er die Ärzte von der Schw eigepfl icht zu entbinden und sogleich seine Be-
hauptung unter Vortrag der Diagnosen zu erläutern. Jedenfalls an letzterem  fehle es.



- Seite 5 von 11 -

23 Die hohe Anzahl an Erstbescheinigungen lasse sich  nicht m it einem  regelhaften Gesundheits-
zustand einer 46jährigen Frau ohne Grunderkrankung in Einklang bringen. Genauso w ie auffäl-
lig häufige oder auffällig häufige nur kurz andauer nde Arbeitsunfähigkeitszeiten gem äß § 275
Abs. 1a Satz 1 Buchst. a SGB V Zweifel am  Bestehen einer Arbeitsunfähigkeit begründen kön-
nen, m üsse dies auch Zweifel am  Nichtvorliegen eine r Fortsetzungserkrankung begründen kön-
nen.

24 Sie m eint, aus dem  Attest der Frau F. und aus dem  bloßen Ankreuzen auf dem  Fragebogen der
A. können keine Rückschlüsse auf (nicht vorgetragen e) Tatsachen gezogen w erden.

25 Sie behauptet, Frau F. seien die Voraussetzungen für das Vorliegen einer Fortsetzungserkran-
kung nicht bekannt. Das Attest vom  10.11.2015 habe keine Aussagekraft, da die Klägerin von
Frau Dr. P. zu keinem  Zeitpunkt untersucht worden w äre. Auch dieser seien im  Übrigen die Vor-
aussetzungen einer Fortsetzungserkrankung nicht bek annt.

26 Die Beklagte behauptet im  Übrigen, die abgerechne ten Bruttobeträge ausgezahlt zu haben.

27 D ie Beklagte beantragt:

28 Auf die Berufung der Berufung der Beklagten/Beruf ungsklägerin w ird das U r-
teil des Arbeitsgerichts Reutlingen vom  12. N ovem be r 2015, Az: 1 Ca 298/15,
abgeändert. D ie K lage w ird abgew iesen.

29 D ie Klägerin beantragt,

30 die Berufung zurückzuw eisen m it der M aßgabe, dass  die Klageanträge nun-
m ehr w ie folgt lauten sollen:

31 1. D ie Beklagte w ird verurteilt, an die K lägerin 1.752,91 € brutto abzüglich er-
haltenem  Krankengeld iH v. 806,76 € netto für den Ze itraum  19.03.2015 bis
31.03.2015 zu zahlen nebst Zinsen iH v. 5 Prozentpun kten über dem  jew eiligen
Basiszinssatz hieraus seit 31.03.2015.

32 2. D ie Beklagte w ird verurteilt, an die K lägerin 2.531,96 € brutto abzüglich
erhaltenem  Krankengeld iH v. 1.142,91 € für den Zeit raum  01.04.2015 bis
17.04.2015 zu zahlen nebst Zinsen iH v. 5 Prozentpun kten über dem  jew eiligen
Basiszinssatz hieraus seit 30.04.2015.

33 Die Klägerin verteidigt das arbeitsgerichtliche U rteil unter W iederholung und Vertiefung ihres
erstinstanzlichen Vorbringens.

34 Sie vertritt weiterhin die Auffassung, zur M ittei lung der Diagnosen nicht verpflichtet zu sein. Sie
w olle sie auch nicht m itteilen. Die Beklagte habe s ie in der Vergangenheit schon einm al nach
M itteilung einer Diagnose nicht m ehr fair behandelt .

35 Die Klägerin räum t ein, dass auf die abgerechnete n Bruttobeträge die Lohnsteuer und die Sozi-
alversicherungsbeiträge abgeführt wurden. Dies war der Grund der Antragsum stellung.
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36 W egen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Str eitstandes w ird gem äß § 64 Abs. 7 ArbGG
iVm . § 313 Abs. 2 Satz 2 ZPO auf den Inhalt der zw i schen den Parteien gewechselten Schriftsät-
ze nebst Anlagen, sow ie auf das Protokoll der m ündl ichen Verhandlung verw iesen.

Entscheidungsgründe

37 Die Berufung der Beklagten ist statthaft. Sie wur de form - und fristgerecht eingelegt und ist auch
im  Übrigen zulässig. Sie ist aber nur wegen der vom  Arbeitsgericht titulierten Zuvielforderung,
die durch Antragsum stellung der Klägerin korrigiert  wurde, begründet, im  Übrigen unbegründet.

I.

38 Die Klägerin hat gegen die Beklagte einen Anspruc h auf Zahlung von Entgeltfortzahlung für den
Krankheitsfall für den Zeitraum  19.03. bis 17.04.20 15 in Höhe der zuletzt geltend gem achten
Beträge aus § 3 Abs. 1 Satz 1 EFZG

39 1. Die Klägerin war im  streitigen Zeitraum  unstre itig durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit
an ihrer Arbeitsleistung gehindert, ohne dass sie h ieran ein Verschulden traf. Die Arbeitsunfä-
higkeit dauerte auch nicht länger als sechs W ochen.

40 2. Die Beklagte kann sich nicht auf den Erschöpfu ngseinwand gem äß § 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1
EFZG berufen. Die Klägerin war in den vorangegangen en sechs M onaten nicht w egen derselben
Krankheit arbeitsunfähig. Vorangegangene Arbeitsunf ähigkeitszeiten waren deshalb auf den
sechsw öchigen Entgeltfortzahlungszeitraum  nicht anr echenbar.

41 a) Legte m an die Grundsätze der Rechtsprechung de s Bundesarbeitsgerichts zugrunde, hät-
te die Beklagte jedoch die Entgeltfortzahlung zu Re cht verw eigert.

42 aa) W iederholte Arbeitsunfähigkeit infolge dersel ben Krankheit und dam it eine Fort-
setzungserkrankung liegt vor, wenn die Krankheit, a uf der die frühere Arbeitsunfähig-
keit beruhte, in der Zeit zw ischen dem  Ende der vor ausgegangenen und dem  Beginn
der neuen Arbeitsunfähigkeit m edizinisch nicht voll ständig ausgeheilt war, sondern als
Grundleiden latent w eiterbestanden hat, sodass die neue Erkrankung nur eine Fortset-
zung der früheren Erkrankung darstellt. Die w iederh olte Arbeitsunfähigkeit m uss auf
dem selben nicht behobenen Grundleiden beruhen. Dies es kann verschiedene Krank-
heitssym ptom e zur Folge haben (BAG 13. Juli 2005 - 5 AZR 389/04 - BAGE 115, 206).

43 Für das Bestehen einer Fortsetzungserkrankung nac h § 3 Abs. 1 Satz 2 EFZG trifft nach
der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts den Ar beitgeber die Beweislast, weil es
sich hierbei um  eine Ausnahm eregelung von dem  allge m einen Grundsatz der Entgelt-
fortzahlung im  Krankheitsfall handelt. Der Arbeitge ber ist allerdings kaum  in der Lage,
das Bestehen einer Fortsetzungserkrankung darzulege n, weil er über die Ursachen der
Arbeitsunfähigkeit durch die Arbeitsunfähigkeitsbes cheinigungen nicht unterrichtet w ird
(BAG 13. Juli 2005 aaO).

44 Der Arbeitgeber erhält über die Arbeitsunfähigkei tsbescheinigungen noch nicht einm al
eine Bewertung darüber, ob es sich um  eine Fortsetz ungserkrankung gehandelt haben
könnte. Gem äß § 5 Abs. 1 Satz 5 Arbeitsunfähigkeits -Richtlinie m uss eine Arbeitsunfä-
higkeitsbescheinigung näm lich lediglich erkennen la ssen, ob es sich um  eine Erst- oder
Folgebescheinigung handelt. Gem äß § 5 Abs. 1 Satz 6  Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie ist
eine Erstbescheinigung auszustellen, wenn eine Arbe itsunfähigkeit erstm alig festgestellt
w ird. Dauert die Arbeitsunfähigkeit dagegen länger als in der Erstbescheinigung ange-
geben, ist nach Prüfung der aktuellen Verhältnisse gem äß § 5 Abs. 2 Satz 1 Arbeitsunfä-
higkeits-Richtlinie eine Folgebescheinigung auszust ellen. Hat jedoch nach dem  Ende ei-
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ner Arbeitsunfähigkeit Arbeitsfähigkeit bestanden, wenn auch nur kurzfristig, so ist ge-
m äß § 5 Abs. 2 Satz 3 Arbeitsunfähigkeits-Richtlini e w iederum  eine Erstbescheinigung
auszustellen. Ist aber selbst nach kurzen Arbeitsfä higkeitszeiträum en und anschließen-
der erneuter Erkrankung eine Erstbescheinigung ausz ustellen, so ist ersichtlich, dass
der Begriff der Folgearbeitsunfähigkeitsbescheinigu ng nicht identisch ist m it einer Ar-
beitsunfähigkeitsbescheinigung über eine Fortsetzun gserkrankung. Eine Bescheinigung
über letzteres ist in der Arbeitsunfähigkeits-Richt linie nicht vorgesehen.

45 Der Arbeitgeber kann zwar nach § 69 Abs. 4 SGB X bei der zuständigen Krankenkasse
nachfragen, ob eine Fortsetzungserkrankung vorliegt . Er erhält von der Krankenkasse
jedoch lediglich eine wertende M itteilung. Er hat j edoch keine M öglichkeit, deren Rich-
tigkeit zu überprüfen (BAG 13. Juli 2005 aaO.).

46 Diese Unkenntnis des Arbeitgebers von den Krankhe itsursachen ist bei der Verteilung
der Darlegungslast zum  Bestehen einer Fortsetzungse rkrankung Rechnung zu tragen.
Insow eit ist zu berücksichtigen, dass der Arbeitneh m er gem äß § 3 Abs. 1 Satz 1 EFZG
bei Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit zunächst e inen Entgeltfortzahlungsanspruch
von sechs W ochen hat. Die Darlegungs- und Beweislas t für die Anspruchsvoraussetzun-
gen des § 3 Abs. 1 Satz 1 EFZG trägt dabei der Arbe itnehm er. Er genügt seiner Darle-
gungs- und Beweislast gem äß § 5 Abs. 1 EFZG regelm ä ßig durch die Vorlage einer ärztli-
chen Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung. Ist der Arbe itnehm er jedoch innerhalb der Zeit-
räum e des § 3 Abs. 1 Satz 2 Nr.1 und 2 EFZG länger als sechs W ochen arbeitsunfähig,
ist die Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung nicht ausr eichend, weil sie keine Angaben zum
Bestehen einer Fortsetzungserkrankung enthält (s.o. ). Der Arbeitnehm er m uss deshalb
darlegen, dass keine Fortsetzungserkrankung vorlieg t. Hierzu kann er eine ärztliche Be-
scheinigung vorlegen. Bestreitet der Arbeitgeber da s Vorliegen einer neuen Krankheit,
obliegt dem  Arbeitnehm er die Darlegung der Tatsache n, die den Schluss erlauben, es
habe keine Fortsetzungserkrankung vorgelegen. Dabei  hat der Arbeitnehm er den Arzt
von der Schweigepflicht zu entbinden (BAG 13. Juli 2005 aaO). Die bloße Entbindung der
Ärzte von der Schweigepflicht durch den Arbeitnehm e r ist dem nach im  Rahm en der se-
kundären Darlegungslast nicht ausreichend. Der Arbe itnehm er m uss vielm ehr tatsäch-
liche Angaben m achen, die es dem  Arbeitgeber erm ögl ichen, die W ertung der Kranken-
kasse zu überprüfen (BAG 10. Septem ber 2014 - 10 AZ R 651/12 - AP EntgeltfortzG § 9
Nr. 3). Die Folgen der Nichterw eislichkeit einer Fo rtsetzungserkrankung sind allerdings
vom  Arbeitgeber zu tragen, denn nach der sprachlich en Fassung des § 3 Abs. 1 Satz 2
Nr. 1 EFZG trifft den Arbeitgeber die objektive Bew eislast (BAG 13. Juli 2005 aaO).

47 bb) Vorliegend war die Klägerin im  Zeitraum  des §  3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 EFZG insgesam t
länger als sechs W ochen arbeitsunfähig. Die Beklagt e bestritt das Vorliegen einer neu-
en Krankheit. Die Klägerin wäre unter Zugrundelegun g dieser Rechtsprechung deshalb
gehalten gew esen, Tatsachen vorzutragen, aus denen auf das Nichtvorliegen derselben
Krankheit hätte rückgeschlossen werden können. Die Klägerin hätte also ihre Diagnosen
darlegen m üssen. Die bloße Vorlage einer Entbindung  der Ärzte von der Schw eigepflicht
war unzureichend, zum al die Entbindung auch noch da hingehend eingeschränkt wurde,
dass die Diagnosen nicht hätten m itgeteilt werden d ürfen. Eine Überprüfung der ärztli-
chen Bewertungen w äre so nicht m öglich gewesen.

48 b) Die Kam m er sieht in diesem  Ergebnis jedoch ein en W ertungsw iderspruch zu Fallgestal-
tungen, in denen ein und derselbe Anspruch nicht vo m  Arbeitnehm er selbst, sondern von
der Krankenkasse aus übergegangenem  Recht eingeklag t w ird. Verweigert ein Arbeitgeber
im  Fall einer Arbeitsunfähigkeit eines Arbeitnehm er s die Entgeltfortzahlung, so hat der Ar-
beitnehm er gegen die Krankenkasse einen Anspruch au f Krankengeld aus § 44 Abs. 1 SGB
V. W egen der Nichtgewährung der Entgeltfortzahlung ruht der Krankengeldanspruch nicht
gem äß § 49 Abs. 1 Nr. 1 SGB V. W egen dieser Kranken geldzahlung geht der Entgeltfortzah-
lungsanspruch des Arbeitnehm ers in Höhe der Kranken geldzahlung gem äß § 115 Abs. 1
SGB X auf die Krankenkasse über. M acht nun die Kran kenkasse den Entgeltfortzahlungsan-
spruch gegenüber dem  Arbeitgeber aus übergegangenem  Recht geltend, so kann sie, wenn
der Arbeitgeber das Nichtvorliegen einer anderen Kr ankheit bestreitet, der oben dargestell-
ten Darlegungslast durch Benennung der Krankheitsdi agnosen nicht nachkom m en, da die
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Diagnosedaten dem  Sozialdatenschutz des § 69 Abs. 4  aE SGB V unterfallen. Dieser gesetz-
liche Hinderungsgrund zum  substantiierten Tatsachen vortrag darf dem  Arbeitgeber aber
nicht zu einem  prozessualen Vorteil gereichen (LAG Köln 2. August 2002 - 11 Sa 1097/01 -
M DR 2003, 462; von W ulffen/Schütze/Bieresborn SGB X  8. Aufl. § 69 Rn. 38). Der Kranken-
kasse m uss es dem nach gestattet sein, allein die Be w ertung vorzutragen, ohne die zugrun-
de gelegten Tatschen offenbaren zu m üssen. W ürden a lso in einem  Fall w ie dem  vorliegen-
den, bei dem  eine Schw eigepflichtentbindungserkläru ng, die sich auch auf die Diagnosen
erstreckt, nicht vorliegt, die Krankenkasse in Höhe  der Krankengeldzahlungen aus überge-
gangenem  Recht und der Arbeitnehm er in Höhe der Dif ferenz gem einsam  im  Rahm en ei-
ner subjektiven Klagehäufung denselben Anspruch für  denselben Zeitraum  geltend m achen,
m üsste die Krankenkasse obsiegen und der Arbeitnehm er unterliegen. Dieses Ergebnis er-
scheint nicht sachgerecht und den Parteien auch nic ht verm ittelbar.

49 c) Die Kam m er hält es zur Auflösung dieses Konfli ktes daher für angezeigt, die Vortragslast
des Arbeitnehm ers auch an den W ertungen des Soziald atenschutzes zu orientieren.

50 aa) Die Regelung des § 69 Abs. 4 SGB X wurde eing eführt m it dem  am  17.06.1994 ver-
kündeten Zweiten SGB-Änderungsgesetz. Bezweckt wurd e, eine bis dahin als unzuläs-
sig gehaltene arbeitgeberfreundliche Praxis der Kra nkenkassen zu legalisieren (W agner
NJW  1994, 2937, 2939; von W ulffen/Schütze/Bieresbor n SGB X 8. Aufl. § 69 Rn. 38). Die
Vorschrift erm öglicht es den Krankenkassen, dem  Arb eitgeber die Daten m itzuteilen,
die er w issen m uss, um  eine Arbeitsentgeltfortzahlu ng nach § 3 Abs. 1 Satz 1 EFZG ein-
schränken zu können (BT-Drs. 12/5187 Seite 39). Das  Verbot der Überm ittlung der Dia-
gnosedaten entspricht dabei dem  Erforderlichkeitspr inzip. Zu beachten ist näm lich bei §
69 Abs. 4 SGB X, dass die Datenüberm ittlung nicht a n in § 35 SGB I genannte oder die-
sen gleichgestellte Stellen zur Erfüllung deren ges etzlichen Aufgaben erfolgen soll, son-
dern dass es vielm ehr um  eine Hilfestellung einer d ieser Stellen (hier der Krankenkas-
se) für die W ahrnehm ung von Privatinteressen, hier der Arbeitgeberinteressen im  Rah-
m en der Arbeitsentgeltfortzahlung, geht (Rom bach in  Hauck/Noftz SGB X 06/09 § 69 Rn.
47). Der in der Datenüberm ittlung enthaltene Eingri ff in das Persönlichkeitsrecht des
Versicherten w ird nur sow eit erlaubt, w ie dies vom  Gesetzgeber unter Berücksichtigung
auch der Interessen der Arbeitgeber zur Durchsetzun g ihrer Rechte nach § 3 Abs. 1 Satz
2 EFZG für erforderlich gehalten wurde.

51 Dient aber die Beschränkung der Datenüberm ittlung  dem  Schutz des Persönlichkeits-
rechts des Arbeitnehm ers, so ist es nicht einsichti g, dem  Arbeitgeber den Zugriff auf die
Diagnosedaten des Arbeitnehm ers dadurch zu erm öglic hen, dass der Arbeitgeber den
Arbeitnehm er ohne weiteren äußeren Anlass durch blo ße Nichtzahlung der Entgeltfort-
zahlung über die Regeln der Darlegungslast in die w irtschaftliche Zwangslage versetzt,
die Daten selbst offenbaren zu m üssen, die die Kran kenkasse nicht hätte offenbaren
dürfen. Es kann deshalb nicht schon das bloße anlas slose Bestreiten einer neuen Krank-
heit die gesteigerte Darlegungslast des Arbeitnehm e rs m it Offenbarungspflicht über sei-
ne Diagnosen bew irken. Insbesondere dann, w enn die Krankenkasse als Körperschaft
öffentlichen Rechts (§ 4 SGB V) auf der Grundlage i hrer Tatsachenkenntnis ihrer M ittei-
lungspflicht nach § 69 Abs. 4 SGB X nachgekom m en is t und dem  Arbeitgeber m itgeteilt
hat, dass anrechnungsfähige Vorerkrankungen nicht v orliegen, m uss es für den Arbeit-
nehm er, ähnlich w ie es beim  Beweiswert einer (ebenf alls nur eine Bewertung enthalten-
den) Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung bezogen auf d as Vorliegen einer Arbeitsunfähig-
keit (BAG 19. Februar 2015 - 8 AZR 1007/13 - AP BGB  § 611 Persönlichkeitsrecht Nr. 44)
der Fall ist, m öglich sein, seine Diagnosedaten sol ange zurückzuhalten, bis der Arbeitge-
ber Tatsachen vorlegt, die zu Zw eifeln an der Richt igkeit der M itteilung der Krankenkas-
se Anlass geben.

52 Dieser Ansicht kann auch nicht dadurch begegnet w erden, dass es einen Unterschied
m acht, ob ein Dritter (hier die Krankenkasse) Daten  überm itteln soll oder ob die Daten
direkt beim  Betroffenen (hier dem  Arbeitnehm er) erh oben w erden. Bei Krankheitsda-
ten handelt es sich um  hochsensible Daten, deren Of fenbarung tief in das Persönlich-
keitsrecht des Arbeitnehm ers hineinreichen können. Solange dem  Arbeitgeber geeigne-
te M ittel zur Verfügung stehen, um  seine Interessen  gem äß § 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 EFZG
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wahren zu können, solange bedarf es auch keiner Aus kunftserteilung durch den Arbeit-
nehm er selbst. W enn der Gesetzgeber zu erkennen gib t, im  Regelfall die M itteilung der
Krankenkasse über § 69 Abs. 4 SGB X ohne Diagnosem i tteilung im  Rahm en der Erfor-
derlichkeit für ausreichend zu erachten, besteht ke ine Veranlassung, vom  Arbeitnehm er
eine darüber hinausgehende Datenoffenbarung zu verl angen. Dies jedenfalls solange
nicht, w ie nicht der Arbeitgeber aufzeigt, dass ein  vom  Regelfall abweichender Sonder-
fall vorliegt.

53 Sow eit die Beklagte darauf verweist, dass auch be i krankheitsbedingten Kündigungen
die Arbeitnehm er in der Regel nach Darstellung der Fehlzeiten durch den Arbeitgeber
gehalten sind, ihre Diagnosen m itzuteilen, falls si e der aus der reinen Fehlzeitenm ittei-
lung abzuleitenden Prognose nicht zustim m en wollen,  ist dies m it der Verteilung der
Darlegungslast bei der Entgeltfortzahlung nicht ver gleichbar. Bei der krankheitsbeding-
ten Kündigung gibt es einen durch Tatsachenvortrag begründeten Anlass für den Arbeit-
geber anzunehm en, dass dem  Arbeitnehm er eine negati ve Gesundheitsprognose ge-
stellt werden kann. Der Arbeitgeber leitet die Prog nose näm lich aus den Fehlzeiten des
Arbeitnehm ers in der Vergangenheit ab. W enn nun als o der Arbeitnehm er diese aus Tat-
sachen abgeleitete Prognose nicht gegen sich gelten  lassen w ill, bleibt ihm  nichts an-
deres übrig, als durch die Benennung von Tatsachen (Diagnosen) deutlich zu m achen,
welche Fehlzeiten in die Prognose nicht einzubezieh en sind, beziehungsweise w elche
Krankheiten aufgrund welcher Behandlung m ittlerweil e ausgeheilt sind. Dies ist beim
Entgeltfortzahlungsanspruch anders. Dort kann, w ie vorliegend, der Arbeitgeber zw ar
auch Fehlzeiten des Arbeitnehm ers als Tatsachen vor tragen. Diese Fehlzeiten allein las-
sen aber nicht notwendig und schlüssig den Rückschl uss zu, dass alle Fehlzeiten auch
auf derselben Krankheit beruht haben. Ein zu erschü tternder schlüssiger Tatsachenvor-
trag zur Ablehnung eines Entgeltfortzahlungsanspruc hs ist som it allein durch die Benen-
nung von Fehlzeiten nicht gegeben.

54 bb) Legt m an aber diese M aßstäbe zugrunde, dass e s zum indest eines Tatsachenvor-
trags des Arbeitgebers bedarf, der Zweifel an der B ew ertung der Krankenkasse zu be-
gründen verm ag, um  den Arbeitnehm er in die sekundär e Darlegungslast unter M ittei-
lung der Diagnosen zu bringen, so ist vorliegend da von auszugehen, dass die Klägerin
zu Recht ihre Krankheitsdiagnosen noch zurückgehalt en hat.

55 (1) Die Krankenkasse hat vorliegend näm lich der B eklagten gem äß § 69 Abs. 4
SGB X m itgeteilt, dass anrechnungsfähige Vorerkrank ungen nicht vorliegen.

56 Die Klägerin hat darüber hinaus das Ergebnis der von der Krankenkasse von
Am ts wegen (§ 20 Abs. 1 SGB X) durchgeführten Erm it tlungen m itgeteilt. Die
Krankenkasse hat näm lich Erm ittlungsbem ühungen bei der behandelnden Haus-
ärztin unternom m en, die bezogen auf die Vorerkranku ngszeiten jew eils durch
Ankreuzen verneint hat, das diese m it der streitige n Arbeitsunfähigkeit auf die-
selben Krankheiten zurückzuführen wären. Richtig is t zwar, dass auf dieser Be-
scheinigung der Vorerkrankungszeitraum  22. bis 24.0 9.2014 fehlte. Dies ist
aber unschädlich. Denn diese drei Krankheitstage üb erschritten in Addition m it
dem  vorliegend streitigen Arbeitsunfähigkeitszeitra um  nicht den sechsw öchigen
Entgeltfortzahlungszeitraum .

57 Die Klägerin hat sogar (überobligatorisch) ein At test ihrer Hausärztin Frau F.
vorgelegt, w onach anrechenbare Vorerkrankungen bezo gen auf den hier streiti-
gen Arbeitsunfähigkeitszeitraum  nicht vorgelegen ha ben. Richtig ist zwar, dass
das Attest nicht von Frau F. selbst unterschrieben w urde, sondern von Frau Dr.
P. . Das Attest wurde jedoch auf dem  Briefbogen der  Praxis F. erstellt, weshalb
davon auszugehen ist, dass dem  Attest die in der Pr axis vorliegenden Dokum en-
tationen zugrunde gelegt wurden. Das Bestreiten der  Beklagten, Frau F. oder
Frau Dr. P. hätten den Begriff derselben Krankheit verkannt, erfolgte ohne Tat-
sachenanhaltspunkte ins Blaue hinein und ist unbeac htlich.
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58 (2) Tatsachen, die Zweifel an der Richtigkeit der  m itgeteilten Bewertung be-
gründen könnten, liegen nicht vor.

59 W ie bereits oben dargestellt, lässt allein die Ta tsache, dass im  m aßgeblichen
Zeitraum  des § 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 EFZG m ehr als sechs W ochen Arbeitsunfä-
higkeitszeiten vorlagen, nicht den Rückschluss zu, dass die Krankheiten auch
auf derselben Grunderkrankung beruht haben m üssen.

60 Auch eine w ie auch im m er geartete entsprechende A nw endung von § 275 Abs.
1a Satz 1 Buchst. a, Satz 3 SGB V verbietet sich. N ach dieser Norm  kann der Ar-
beitgeber von der Krankenkasse die Einholung einer gutachterlichen Stellung-
nahm e des M edizinischen Dienstes der Krankenkasse v erlangen, w enn Zweifel
an der Arbeitsunfähigkeit eines Arbeitnehm ers gegeb en sind, welche insbeson-
dere in Fällen anzunehm en sind, in denen Versichert e/Arbeitnehm er auffällig
häufig oder auffällig häufig nur für kurze Dauer ar beitsunfähig sind. Diese W er-
tung ist auf den vorliegenden Fall aber nicht übert ragbar. Denn auffällig häu-
fige oder auffällig häufige nur kurzzeitige Erkrank ungen m ögen den Verdacht
nähren, dass der Arbeitnehm er eine Arbeitsunfähigke it m öglicherw eise nur vor-
getäuscht hat. Dass aber auffällig häufigen Krankhe iten oder auffällig häufigen
Krankheiten von nur kurzer Dauer der Anschein innew ohnen könnte, dass diese
auffälligen Krankheitszeiten jeweils in einem  Forts etzungszusam m enhang ste-
hen m üssten, ist nicht ersichtlich. Eine solche Ann ahm e dürfte em pirisch nicht
nachw eisbar sein.

61 W eitere tatsächliche Anhaltspunkte, die gegen die  Richtigkeit der m itgeteilten
Nichtanrechenbarkeit der Vorerkrankungen sprechen k önnten, wurden nicht
vorgetragen. Die Beklagte räum te vielm ehr selbst of fen ein, dass ihr weitere
Krankheitsum stände nicht bekannt sind.

62 3. Der Anspruch der Klägerin besteht in der Diffe renz zw ischen dem  Bruttom onatsentgelt und
den tatsächlich geleisteten Bruttobeträgen, abzügli ch den gem äß § 115 Abs. 1 SGB X auf die
Krankenkasse w egen Krankengeldzahlung übergegangene n Ansprüchen.

63 Das arbeitsgerichtliche Urteil m usste insoweit ab geändert werden, als dieses der Klägerin noch
die Bruttom onatsbeträge abzüglich der bezahlten Net tobeträge zugesprochen hatte. Dass die
Lohnsteuer und die Sozialversicherungsbeiträge auf die abgerechneten Beträge abgeführt wur-
den, stellte die Klägerin im  Berufungsterm in unstre itig und reduzierte daraufhin auch ihren Kla-
geantrag.

64 II. N ebenentscheidungen

65 1. Die Entscheidung über die Verzinsung beruht au f dem  Gesichtspunkt des Verzugs. Die Zins-
höhe ergibt sich aus § 288 Abs. 1 BGB. Lediglich de r Zeitraum  der Verzinsung m usste um  einen
Tag verschoben werden. Die titulierten Ansprüche si nd erst jew eils ab dem  1. des Folgem onats
zu verzinsen.

66 2. Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 92 Abs. 1 , 269 Abs. 3 Satz 2 ZPO.

67 3. Die Revision war für die Beklagte gem äß § 72 A bs. 2 Nr. 1 und 2 ArbGG zuzulassen.
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